
Gemeinde Sistrans 
Bezirk Innsbruck-Land 
6073 Sistrans, Tel. 0512/377214, FAX 377214-40, gemeinde@sistrans.at, www.sistrans.at 

 
Amtsleitung 

Sachbearbeiter: Andreas Kirchmair 
gemeinde@sistrans.at 

Sistrans, am 02.07.2026 

 

Information zur 
37. Sitzung des Gemeinderates  

 
Termin: Montag, 27.04.2026, 19:00 Uhr 
Ort: Gemeindeamt Sistrans, Sitzungszimmer 
 
Anwesend: 
Bgm Mag. Johannes Piegger  
BGM-Stv.in Maria Trauner  
GV Ing. Othmar Knoflach  
GV Nataša Oberleiter, BA  
GV Alexander Rudig  
GR Dipl. Päd., OSR Wolfgang Frenzel  
GR Jonas Gapp  
GR Birgit Knoflach  
GR Mag. Dr. Hermann Öggl  
GR Dipl.-Ing. Dipl.-Wirt.Ing. Markus Scheuringer  
GR Dipl. Ing. Johann Schweiger  
GR Mag. Philipp Siebenrock  
GR Dr. Johann Stötter  
GR DI Ulrike Umshaus  
EGR Marlies Knoflach Vertretung für Dr.in Beate Beer-Sandner 
Schriftführer Andreas Kirchmair  
 
Abwesend: 
GR Dr.in Beate Beer-Sandner  
 
 

Tagesordnung 
 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Genehmigung des letzten Protokolls 
3. Beratung und Beschlussfassung dass die Besorgung von Aufgaben der örtlichen Baupolizei 

in Zusammenhang mit gewerberechtlichen Verfahren, wieder an die Gemeinde 
rückübertragen wird 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Verlegung des Gehsteigs im Bereich des Neubaus 
des Gebäudes Unterdorf 7 

5. Beratung und Beschlussfassung über eine Wirtschaftsförderung an die Glungezerbahn-
GmbH 

6. Information und Diskussion über den Klimawandel und notwendige Anpassungsmaßnahmen 
7. Beratung und Beschlussfassung über Leitlinien für energieeffizientes und nachhaltiges 

Bauen 
8. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 
 
 
 
 

mailto:gemeinde@sistrans.at


Seite 2 von 10 

Beratung und Beschluss 
 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
 
Der Gemeinderat ist vollzählig. 
 
2. Genehmigung des letzten Protokolls 
 
 
Das Protokoll wird genehmigt und unterfertigt. 
 
3. Beratung und Beschlussfassung dass die Besorgung von Aufgaben der örtlichen 

Baupolizei in Zusammenhang mit gewerberechtlichen Verfahren, wieder an die 
Gemeinde rückübertragen wird 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Sistrans hat in seiner Sitzung, am 04.04.2016 den Beschluss 
gefasst, dass die Besorgung von Aufgaben der örtlichen Baupolizei in Zusammenhang mit 
gewerberechtlichen Verfahren auf die Bezirkshauptmannschaft Innsbruck übertragen wird. Die 
Kapazitäten im Bauamt waren damals nicht vorhanden. Jetzt gibt es einen eigenen Angestellten 
in der Verwaltungsgemeinschaft Bauamt Aldrans-Lans-Sistrans. Die Erfahrungen haben gezeigt, 
dass es sinnvoll ist, auch die Agenden des Baurechts im gewerblichen Verfahren von der 
Gemeinde zu übernehmen. Der Bürgermeister legt eine Aufstellung mit der Anzahl der Verfahren 
in der Verwaltungsgemeinschaft Bauamt Aldrans-Lans-Sistrans vor. Das letzte 
gewerberechtliche Verfahren, welches die Bezirkshauptmannschaft durchgeführt hat, war die 
Genehmigung für die Betriebsanlage der Firma Tesla. Die Gemeinde Lans hat bereits einen 
Antrag gestellt, dass Aufgaben der örtlichen Baupolizei in Zusammenhang mit 
gewerberechtlichen Verfahren, wieder an die Gemeinde rückübertragen werden. 
 
Aus Sicht der Gemeinde erscheint es in der Gesamtbetrachtung sinnvoller, wenn die 
baupolizeilichen Agenden auch im Gewerbe durch die Gemeinde wahrgenommen werden. Es ist 
auch davon auszugehen, dass Gemeindeverordnungen wie z.B. Bebauungspläne besser 
durchsetzbar sind. 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Sistrans beantragt die Verordnung der Landesregierung, mit der 
die Besorgung einzelner Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei bestimmter Gemeinden Tirols 
auf die örtlich jeweils zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird 
(Übertragungsverordnung Baupolizei, LGBl. Nr. 124/2018), dahingehend abzuändern, dass unter 
§ 4 Abs. 1 lit a), die Gemeinde Sistrans herausgenommen wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 15 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
4. Beratung und Beschlussfassung über die Verlegung des Gehsteigs im Bereich des 

Neubaus des Gebäudes Unterdorf 7 
 
Am 18.11.2024 hat der Gemeinderat einen Projektsicherungsvertrag mit den Bauwerbern 
Kirchebner abgeschlossen. Im Bereich des Gst. 15/1 wurde das Bestandsgebäude Unterdorf 7 
abgebrochen, derzeit wird ein Mehrfamilienwohnhauses mit 6 Wohneinheiten errichtet. 
 
Die Landesstraßenverwaltung gab für den Planungsbereich den Verlauf der Straßenfluchtlinie 
vor, welche zum Teil im Bereich des abgebrochenen Gebäudes verläuft.  
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Im Vertrag verpflichtet sich der Bauwerber zur Abtretung von Grundflächen an die Gemeinde 
Sistrans und die Landesstraßenverwaltung für die Errichtung eines Gehsteiges. 
 
a) Abtretung von benötigten Grundstücksflächen zur Verbreiterung des Gehsteiges entlang 
der Rinnerstraße. Eine Ablöse von Grundstücken erfolgt zu einem nicht wertgesicherten Preis 
von € 220 / m².  
b) Abtretung von benötigten Grundstücksflächen zur Verbreiterung der Landesstraße 
entlang der Rinnerstraße. Eine Ablöse von Grundstücken erfolgt zu einem nicht wertgesicherten 
Preis von max. € 220 / m² bzw. gemäß eines Schätzgutachtens der Landesstraßenverwaltung. 
Die Ablöse erfolgt von Seiten der Landesstraßenverwaltung. 
 
Das Amt der Tiroler Landesregierung hat nun ein Übereinkommen zur Grundabtretung für das 
Projekt „L 9 Mittelgebirgsstraße, km 7,88 – km 7,94, Spuraufweitung Sistrans“ übermittelt. Die 
Mindestbreite von 6 m ermöglicht eine Begegnung von Bus und PKW. Die Straßenführung wurde 
vom Baubezirksamt geplant. Der Obmann des Bauausschusses Alexander Rudig befürwortet die 
vorliegende Planung und sieht durch die Verbreiterung des Gehsteiges einen großen Gewinn für 
die Sicherheit der Fußgänger. 
 
Gemäß Übereinkommen abgeschlossen zwischen Mathias Kirchebner, Martin Kirchebner, 
Victoria Mantl, OFA Bauprojekt GmbH, als Eigentümer und Veräußerer des nachstehend 
angeführten Grundstücksteils einerseits sowie dem Land Tirol/Landesstraßenverwaltung als 
Erwerber und der Gemeinde Sistrans andererseits, veräußern und übergeben die 
Grundeigentümer das zur Ausführung des zugrundeliegenden Straßenbauvorhabens unbedingt 
erforderliche Teilstück des ihnen gehörenden Grundstückes Gst.Nr. 15/1 im Ausmaß von 23 m² 
(Gehsteig) um einen Entschädigungsbetrag von € 220,- pro m² in EZ 966, KG 81132/Sistrans, im 
vorstehend angeführten Ausmaß – das genaue Ausmaß der zu übergebenden Teilfläche bis zur 
Schlussvermessung vorbehalten – an den Erwerber. 
Laut Tiroler Straßengesetz muss der Gehsteig von der Gemeinde errichtet und erhalten werden. 
Die Grundfläche für den Gehsteig wird der Landesstraße zugeschlagen. 
 
Maria Trauner sieht die Abtretung positiv, da der Gehsteig verbreitert wird. Da die Engstelle 
wegfällt, wird sich die Geschwindigkeit der Fahrzeuge erhöhen, die Einhaltung soll aber mit 
Tempomessungen kontrolliert werden.  
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Ablöse von 23 m² (Gehsteig) um einen 
Entschädigungsbetrag von € 220,- pro m² in EZ 966, KG 81132/Sistrans. Das genaue Ausmaß 
der zu erwerbenden Teilfläche bleibt bis zur Schlussvermessung vorbehalten.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 15 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
5. Beratung und Beschlussfassung über eine Wirtschaftsförderung an die 

Glungezerbahn-GmbH 
 
In der Gemeinderatssitzung am 15.12.2025 hat der Bürgermeister im Rahmen des 
Voranschlages 2026 über die geplante Erneuerung des Schartenkogelliftes berichtet und das 
Projekt kurz vorgestellt. Im Voranschlag wurden daraufhin € 8.700 vorgesehen. Die Gemeinde 
Sistrans hat sich in den Jahren 2018 bis 2020 in Summe mit € 79.440,05 an den Investitionen 
(Sektion I, Sektion II, Beschneiung Halsmarter) der Glungezerbahn beteiligt. Es werden keine 
laufenden Betriebsabgänge durch die Gemeinden finanziert. Die Kosten bei den Investitionen 
konnten eingehalten werden. Die wirtschaftliche Entwicklung der Glungezerbahn stellt sich in 
den Jahren seit den Investitionen sehr positiv dar. Es konnten Eigenmittel in Höhe von € 1 Mio. 
erwirtschaftet werden. 
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Als Gegenleistung für die Förderung erhielten die 18 Gemeinden jeweils einen Gratisschitag pro 
Jahr. In den letzten Jahren haben zwischen 80 und 120 Sistranser:innen Gutscheine für den 
Gratisschitag in der Gemeinde abgeholt. Derzeit beträgt der Tarif für die Tageskarte € 50,00 für 
Erwachsene. 
 
Das Investitionsvolumen für den neuen Lift beträgt insgesamt € 13,6 Mio. Von den umliegenden 
Gemeinden sollen € 444.808 aufgebracht werden. 
 
Nun ersucht die Gemeinde Tulfes als Mitgesellschafter der Glungezerbahn Ges.m.b.H. & Co. KG 
um eine weitere Kostenbeteiligung in Höhe von einmalig € 8.700 für die Erneuerung der 
Schartenkogelbahn. Die eisenbahnrechtliche Betriebsbewilligung läuft im Jahr 2029 aus.  
 
Von Seiten der Glungezerbahn werden folgende Leistungen zugesagt: 
Die Gemeindeschitage bleiben ohne zeitliche Begrenzung weiterhin bestehen und die 
Gemeinden haben in Zukunft Mitspracherecht, wann der Termin sein soll. In der Sommersaison 
kommt ein zusätzlicher Gemeindetag dazu, damit auch die Bürgerinnen und Bürger eine 
Gratiskarte (4 Fahrten kosten im Sommer 2025 € 31,00) nützen können, die keinen Wintersport 
betreiben. Liftkarten für Schikurse für die Kindergartenkinder der Unterstützergemeinden werden 
in Zukunft ermäßigt. Die Schülerschikurse werden vom Land gefördert. 
 
Auf Frage von Philipp Siebenrock bestätigt der Bürgermeister, dass das Restaurant im Plan und 
in der Kostenschätzung bereits enthalten ist. Die bestehenden Restaurants sind an der 
Kapazitätsgrenze angelangt. Die Erweiterung bringt eine zusätzliche Attraktivität und mehr 
Zulauf. Die bestehenden Parkplätze werden nicht erweitert. Der öffentliche Bus ist eine gute 
Alternative. 
Den Anteil der Gemeinde Wattens übernehmen dort ansässige Betriebe. GR Hannes Schweiger 
findet die Beteiligung vertretbar, weil ein schönes Schigebiet für die Gemeinde Sistrans erhalten 
bleibt.   
Hans Stötter gibt zu bedenken, dass sich wegen des Klimawandels in den nächsten 15 Jahren 
die Tage mit Schneelage um 20 Tage verringern werden. Eine kurze Amortisation wäre daher 
wichtig. Der Bürgermeister schwächt ab, da die „kalte Kuchl“ im schneesichersten Gebiet liege. 
Othmar Knoflach ergänzt, dass gerade der Sommerbetrieb für die Glungezerbahn lukrativ sei. 
Die Frage, ob der neue Schartenkogellift auch im Sommer betrieben wird, konnte bei der Sitzung 
nicht beantwortet werden. Laut Bürgermeister ist der neue Lift für das Gesamtangebot wichtig.  
Jonas Gapp ordnet den Zuschuss auf Grund des neuen Gemeindetages als Leistung für eine 
adäquate Gegenleistung positiv ein, das Restaurant sieht er wegen der exponierten Lage im 
Landschaftsbild jedoch kritisch. Der Bürgermeister führt dazu aus, dass dort kein 
Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen sei. Der Landesumweltanwalt erhebt keinen Einspruch 
gegen das Restaurant. Da die Tulfeinalm im Winter jetzt schon voll ausgelastet ist, macht ein 
zusätzliches Restaurant Sinn. 
 
Ein einmaliger Zuschuss von € 8.700 wird einstimmig beschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 15 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
6. Information und Diskussion über den Klimawandel und notwendige 

Anpassungsmaßnahmen 
 
GR Hans Stötter ist ausgewiesener Experte für Klimawandel. Als Einstimmung für den 
nachfolgenden Tagesordnungspunkt erläutert er mittels einer Präsentation die Erderwärmung 
seit 1870 und die Prognose bis ins Jahr 2100. Der Erwärmung seit dem vorindustriellen Zeitalter 
liegt für Innsbruck bei ca. 3,3 Grad Celsius. 
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Bis zum Jahr 2050 ist eine Erwärmung für Innsbruck um + 4,8 Grad Celsius wahrscheinlich. Dies 
entspricht dem Klima von Kalabrien (Süditalien). Die Klimaentwicklung für Sistrans ist mit 
Innsbruck vergleichbar. 
 
Das Landschaftsbild wird sich daher verändern. Die Vegetation könnte sich theoretisch von 
1850- 2050 um ca. 720 m nach oben verschieben. Die Pflanzen können aber nicht so schnell auf 
die Veränderungen reagieren. Der Wassergehalt in der Atmosphäre wird um 40 % höher sein. 
Durch den Temperaturanstieg werden die Trockenphasen allerdings länger, dafür aber die 
Niederschlagsereignisse intensiver. 
 
Bis Mitte des Jahrhunderts geht der Klimawandel ungebremst weiter und lässt sich nicht mehr 
korrigieren. Die Menschheit muss sich daher an den Klimawandel anpassen. Die Gemeinden 
müssen sich jetzt proaktiv auf die Veränderungen vorbereiten und systematisch vorgehen: 
 

• Durchführung einer Klimaanalyse (z. B. Hitzetage, Niederschlagsmuster) 
• Festlegung prioritärer Handlungsfelder 
• Bewertung von Klimawirkungen und Risiken 
• Erstellung einer Klimarisikoanalyse 
• Ableitung konkreter Maßnahmen 

 
Die durchschnittliche Jahrestemperatur ist bereits von rund 7 °C auf über 10 °C angestiegen, und 
die Zahl der Hitzetage über 30 °C hat deutlich zugenommen. 
 
Hans Stötter erläutert den Aufbau einer Klimarisikoanalyse: 

• Analyse bestehender Maßnahmen 
• Bewertung der Anpassungskapazität 
• Identifikation von Lücken 
• Entwicklung zusätzlicher Maßnahmen 

 
Er weist darauf hin, dass klimatische Auswirkungen nicht an Gemeindegrenzen haltmachen und 
daher überregionale Zusammenarbeit, insbesondere auf Ebene des Planungsverbandes, 
sinnvoll erscheint. Fördermöglichkeiten bestehen etwa über LEADER-Programme. 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass Initiativen zur Einrichtung von Klima- und Energie-
Modellregionen (KEM) und Klimawandel-Anpassungsmodellregionen (KLAR) derzeit nur 
begrenzte Unterstützung finden. Daher soll der Fokus zunächst auf konkreten Maßnahmen auf 
Gemeindeebene liegen (z. B. Sonnenschutz bei öffentlichen Gebäuden, Vorbereitung auf 
Starkregenereignisse). 
 
In Österreich wird eine Klimaanpassungsstrategie erst erarbeitet. In Deutschland gibt es das 
schon vom Bund bis auf die Gemeindeebene. 
 
Wenn man sich die volkswirtschaftlichen Prognosen anschaut, geht man von Schäden von € 10 
Mrd. pro Jahr aus. Hans Stötter findet es daher unbedingt sinnvoller, jetzt zu handeln. Ein 
Gutachten für eine Analyse in einer Gemeinde kostet € 7.000,- damit wird und man kann 
Handlungsfelder ausarbeiten. 
 
GV Othmar Knoflach fragt, welche Maßnahmen die Gemeinde ergreifen kann. Wie schaut es 
z.B. mit den Trinkwasserreserven in der Zukunft aus? ? Er regt an dieses Thema im e5-Team zu 
diskutieren und ggf. Lösungsansätze (Erschließung zusätzlicher Quellen, Infokampagnen, 
Regenwasserzisternen, Poolsteuer, etc.) auszuarbeiten. Der Bürgermeister erklärt, dass 
insbesondere die Kalte-Kendl-Quelle jahreszeitlich bedingt eine große Schwankung in der 
Schüttung aufweist. Durch den Hochbehälter werden die Spitzen ausgeglichen. Heuer wurden 
erstmals Besitzer von Schwimmbecken, die baurechtlich genehmigt wurden, aufgefordert, einen 
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Termin für die Füllung des Pools zu vereinbaren, damit die Wasserentnahme besser gesteuert 
werden kann. 
 
Laut GRin Uli Umshaus kann das e5 Team eine Strategie für die Anpassung an den 
Klimawandel entwickeln. Die e5 Teams in den Nachbargemeinden sollen sich vernetzen. 
 
GR Hannes Schweiger weist darauf hin, dass eine Versickerung der Oberflächenwässer auf 
Eigengrund, speziell bei Neubauten wichtig ist. Die Gemeinde sollte die konkrete Ausführung 
mittels Vorlage einer Fertigstellungsmeldung oder einer Bestätigung der korrekten Ausführung 
von der Baufirma bzw. dem Bauherrn anfordern  
 
Philipp Siebenrock fragt, wie eine Gemeinde in proaktives Handeln kommen kann und inwieweit 
auf Gemeindeebene Klimaanpassungsstrategien vorausgedacht werden können.  
 
Die Agrargemeinschaft Sistrans forstet seit einigen Jahren nur noch mit den klimaresistenten 
Baumarten Zirbe, Lärche, und Tannen auf. Fichten vermehren sich im Wege der 
Naturverjüngung. Hannes Schweiger berichtet, dass in den tiefergelegenen Privatwäldern 
vermehrt ebenfalls auf Fichten verzichtet wird und stattdessen tiefwurzelnde Bauarten wie z.B. 
Tannen und Lärchen nachgepflanzt werden. 
 
Für Maria Trauner zählt es auch zu den Maßnahmen, dass ein örtlicher Nahversorger fußläufig 
erreichbar ist. Fußgänger aufwerten, statt mit dem Auto zu fahren, soll ein Teil der Strategie sein. 
 
 
7. Beratung und Beschlussfassung über Leitlinien für energieeffizientes und 

nachhaltiges Bauen 
 
Das Land Tirol hat mit der Tiroler Nachhaltigkeits- und Klimastrategie Leitlinien definiert, die 
grundlegende Anforderungen an eine ökologische, ökonomische und sozial verträgliche 
Entwicklung Tirols umfassen. 
 
Es geht um Neubauten, vieles ist in Landesgesetzen schon geregelt. In Zusammenhang mit 
Sanierungsmaßnahmen bei Gemeindegebäuden stellt die Finanzierbarkeit ein wesentliches 
Entscheidungsmerkmal dar. 
 
Die Gemeinde Sistrans bekennt sich zu einer nachhaltigen, energieeffizienten und 
klimaverträglichen Bauweise bei der Errichtung, dem Um- bzw. Zubau sowie der Sanierung 
gemeindeeigener Gebäude. Als Mitglied des e5-Programms seit 2017 trägt Sistrans aktiv zur 
Umsetzung der Tiroler Nachhaltigkeits- und Klimastrategie sowie der Ziele von TIROL 2050 
energieautonom bei. Dem Gebäudesektor kommt dabei aufgrund seines hohen Anteils am 
Energieverbrauch eine besondere Bedeutung zu. 
 
Mit einem Grundsatzbeschluss will der Gemeinderat sicherstellen, dass zukünftige Bau- und 
Sanierungsvorhaben der Gemeinde eine möglichst geringe Umwelt- und Klimabelastung 
verursachen und einer gesamthaften Nachhaltigkeitsbetrachtung folgen. Ziel ist die Reduktion 
des Energiebedarfs, der Einsatz erneuerbarer Energien sowie eine langlebige, wirtschaftliche 
und sozial verträgliche Bauweise. Bei gemeindeeigenen umfassenden Sanierungsvorhaben sind 
in der Regel Werte einzuhalten. 
 
Die Gemeinde verfolgt dabei insbesondere folgende Zielsetzungen: 

• Umsetzung höchster Energiestandards 
• Reduktion klima- und umweltrelevanter Auswirkungen über den gesamten Lebenszyklus 
• Förderung einer nachhaltigen Bau- und Ortskultur 
• Berücksichtigung von Lebenszykluskosten 
• Integration umweltfreundlicher Mobilitätslösungen 
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Bei allen Bau- und Sanierungsprojekten der Gemeinde werden – sofern technisch, wirtschaftlich 
und standortbezogen möglich – verbindliche Kriterien zu Energieeffizienz, Gebäudehülle, 
Luftdichtheit, sommerlichem Wärmeschutz, Raumluftqualität sowie zur Nutzung erneuerbarer 
Energieträger eingehalten. Die Energieversorgung für Raumwärme erfolgt ausschließlich aus 
erneuerbaren Quellen; die Nutzung von Photovoltaik ist grundsätzlich vorzusehen. 
Ökologische Baustoffe, kreislauffähige Bauweisen, ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
sowie eine möglichst geringe Versiegelung von Freiflächen sind verpflichtende 
Planungsgrundsätze. Nachhaltige Mobilität wird durch eine gute Anbindung an den 
Umweltverbund und entsprechende Infrastruktur unterstützt. 
 
Zur Qualitätssicherung werden alle Neubauvorhaben der Gemeinde Sistrans nach dem 
klimaaktiv-Standard in der aktuell geltenden Fassung deklariert (zur Erklärung: wird laufend in 
Bezug auf die OIB angepasst). Dabei wird das ganze Umfeld mitgedacht, wie Materialien, 
Beschattung, Bepflanzung, Freiraum um das Gebäude. Sanierungen orientieren sich zumindest 
an den verpflichtenden Mindestkriterien. Energie- und Nachhaltigkeitsaspekte werden zudem 
verbindlich in Wettbewerbsverfahren integriert. 
 
Bei der Errichtung eines neuen Gebäudes muss dem Planer bereits der Auftrag erteilt werden 
ein Gebäude z.B. nach dem klimaaktiv-Goldstandard zu errichten. Ein Ziviltechniker wird mit der 
Einhaltung der Kriterien beauftragt.  
 
Hackschnitzel sollen z.B. nur aus regionaler Herkunft bezogen werden. Dafür muss der Lieferant 
auch Astmaterial, das bei Holznutzungen der Agrargemeinschaft anfällt, abnehmen. 
 
Die Leitlinien für energieeffizientes und nachhaltiges Bauen sind keine Verordnung, sondern eine 
Empfehlung und eine moralische Bindung, die Kriterien einzuhalten. 
 
Auf Frage von Othmar Knoflach, wieviel ein Bau bei einem Gold Standard teurer wird, erläutert 
Ulli Umshaus, dass es keinen Faktor dafür gibt. Weniger Autoabstellplätze verringern z.B. die 
Baukosten. Bei der Zusammenarbeit mit gemeinnützige Wohnbauträgern werden die klimaaktiv 
Standards eingefordert und stellen ein Kriterium bei der Auswahl der Projektpartner dar. 
 
Die Leitlinien werden einstimmig beschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 15 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
8. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 
a) Der Bürgermeister legt den 2. Nachtrag zum Zuschussvertrag zur Verlustabdeckung mit dem 

VVT vor. Dieser Nachtrag betrifft eine Reduzierung des Taktes für die Linie 549 (Rinn – 
Judenstein), die bereits im Dezember 2025 umgesetzt wurden. Der Vertragsänderung 
müssen alle Gemeinden des Planungsverbandes zustimmen. Er erläutert zudem, dass der 
VVT Änderungen hinsichtlich der Linie 530 angekündigt hat, da hier die Auslastung ebenfalls 
nicht sehr gut ist. Dazu wird es weitere Gespräche mit dem VVT auf Planungsverbandsebene 
geben. In der Folge ist eine weitere Änderung des Vertrages mit dem VVT notwendig. 

 
b) Prüfbericht Wohn- und Pflegeheim St. Martin, Aldrans 

 
Aufgrund des Auftrages der Tiroler Landesregierung vom 04.09.2025, Zahl GV-74115/92-2025, 
wurde von der Abt. Gemeinden am 09.09.2025 und 11.09.2025 eine Überprüfung der Gebarung 
und Verwaltung und des Personalwesens des Gemeindeverbandes Wohn- und Pflegeheim 
Südöstliches Mittelgebirge durchgeführt. Der Prüfbericht der Abteilung Gemeinden und die 
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Stellungnahme des Gemeindeverbandes Wohn- und Pflegeheim südöstliches Mittelgebirge 
wurden auf data.gv.at veröffentlicht. 
 
Die Stellungnahme des Gemeindeverbandes (jeweils kursiv) sowie ggf. eine Replik der 
Aufsichtsbehörde (jeweils kursiv und fett) wurden in den veröffentlichten Bericht eingearbeitet. 
 
Dem Gemeinderat wurde der Prüfbericht der Abteilung Gemeinden, die Stellungnahme des 
Verbandes und das Memorandum von RA Dr. Johannes Augustin im Sitzungsportal zur 
Verfügung gestellt. 
 
Die Abteilung Gemeinden erklärte auf Nachfrage, dass der veröffentlichte Prüfbericht so zu lesen 
sei, dass die Stellungnahme des Gemeindeverbandes zum jeweiligen Punkt (jeweils kursiv) 
sowie ggf. eine Replik der Aufsichtsbehörde (jeweils kursiv und fett) von der Abteilung 
eingearbeitet wurde. 
 
Seitens der Aufsichtsbehörde wird festgestellt, dass Handlungsbedarf insbesondere in folgenden 
Punkten besteht:  
 
Wirtschaftliche Angelegenheiten:  

• Reduzierung der Barbestände 

• Organisation Abläufe (z.B. Depotgelder, Kautionen)  

• Durchführung Anordnungen laut gesetzlichen Vorgaben  

• Abwicklung Verlassenschaften (siehe S. 16: Umbuchung der nicht angeforderten 
Guthaben wurde vorgenommen) 

• Umgang mit Spenden und Trinkgeldern  

• Erstellung Beitragsabrechnung  

• Tätigkeit und Zusammensetzung des Überprüfungsausschusses  
 
Personelle Angelegenheiten:  

• Umwandlung der freien Dienstverhältnisse in echte Dienstverhältnisse nach dem G-VBG 
2012  

• Verbesserte Aufbereitung der Unterlagen für die Sitzung der Verbandsversammlung  

• Verbesserte Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung einschließlich der 
dort gefassten Beschlüsse  

• Interne Aufarbeitung der aufgezeigten Unregelmäßigkeiten in Bezug auf Dienstzeiten, 
Rufbereitschaften, Ruhezeiten und ausgeübten Nebenbeschäftigungen  

• Die korrekte Erfassung und Abrechnung der Dienstzeit ist sicherzustellen  

• Entschädigungen an den Verbandsobmann sind zurückzufordern; auf Grund der 
Stellungnahme des Verbandes wurde dies von Seiten der Aufsichtsbehörde wie folgt 
abgeändert: Die Prüfung der rechtlichen Möglichkeit einer Rückforderung obliegt dem 
Gemeindeverband. 

• Kritik an den einvernehmlichen Auflösungen der Dienstverhältnisse mit der Heimleitung 
und der Pflegedienstleitung. Telefonisch wurde die Auflösung der Dienstverhältnisse mit 
der Abteilung Gemeinden abgeklärt. Da die Beweislast im Falle einer Entlassung beim 
Dienstgeber liegt und damit ein erhebliches Prozesskostenrisiko darstellt. 

 
Am 5.5.2026 um 19 h erfolgt eine Information der Sozialausschüsse der Verbandsgemeinden. 
Die Einladung wurde an die Mitglieder der Sozialausschüsse weitergeleitet. 
 
Der Bürgermeister erläutert den 40 seitigen Bericht insbesondere die farbig markierten 
Empfehlungen. Er weist besonders auf die Anmerkungen der Aufsichtsbehörde zur 
Vorgangsweise bei Verlassenschaften hin. Dem jeweiligen Notar wird mitgeteilt, falls ein 
Guthaben eines Verstorbenen / einer Verstorbenen besteht.  
Die Anstellung von Pflegeassistenzkräften als freie Dienstnehmer:innen ist nicht zulässig.  
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Alle freien Dienstverträge wurden zum 30.1.2025 gekündigt. Die Pflegedienstleitung und die 
Wirtschaftsleitung wurden informiert, dass keine freien Dienstverträge mit Pflegekräften mehr 
abgeschlossen werden. 
 
Das Dienstverhältnis mit dem früheren Pflegedienstleiter wurde mit Beschluss der 
Verbandsversammlung vom 01.10.2025 zum 30.11.2025 einvernehmlich aufgelöst.  
Das Dienstverhältnis mit der früheren Heimleiterin wurde mit Beschluss der 
Verbandsversammlung vom 01.10.2025 zum 31.12.2025 einvernehmlich aufgelöst. Von 
Entlassungen wurde aufgrund des hohen Prozessrisikos abgesehen. 
 
Laut Othmar Knoflach wäre eine Entschädigung für den Obmann begründet, wenn die Aufgaben 
(Heimaufsicht) ordentlich erledigt worden wären. Wenn man aber die aufgelisteten Mängel im 
Prüfbericht liest, hat man das Gefühl, dass die Kontrollaufgaben nicht ausreichend 
wahrgenommen wurden und daher aus seiner Sicht die Entschädigung in der zuerkannten 
Größenordnung nicht gerechtfertigt erscheint. Es wird jedoch betont, dass die 
Aufwandsentschädigung nach einem Beschluss der Verbandversammlung dem Obmann zwar 
zusteht, aber aus seiner Sicht eine freiwillige (Teil)-Rückerstattung angemessen wäre.  
 
Der Bürgermeister führt aus, dass die Entschädigung in dieser Höhe in der schwierigen 
Coronaphase entstanden sei und mit den Aufgaben für die Vorbereitungen des anstehenden 
Umbaus erhöht wurde. Laut Replik der Aufsichtsbehörde entscheidet die Verbandsversammlung 
über eine Rückforderung an den Verbandsobmann. 
 
Nach dem Tiroler Gemeindebezügegesetz 1998 fehlt laut Ansicht der Gemeindeabteilung die 
Grundlage für die Entschädigung. In einem Rechtsgutachten hat RA Dr. Augustin dargelegt, 
dass auch das Gemeindebezügegesetz 1972 weiter in Rechtskraft steht und deshalb 
heranzuziehen ist, welches eine Entschädigung zulässt. Jonas Gapp schätzt die rechtliche 
Expertise des Gutachters RA Dr. Augustin als sehr hoch ein. Er schlägt vor, den Obmann zu 
einer freiwilligen, zumindest teilweisen, Rückzahlung aufzufordern, zumal die Rechtmäßigkeit der 
Bezüge zumindest fraglich ist und sich aus der amtlichen Funktion jedenfalls eine moralische 
Verpflichtung dazu ableiten lasse. Der Bürgermeister berichtet, dass bei der 
Verbandsversammlung des Wohn- und Pflegeheims darüber beraten wird.  
 
Othmar Knoflach fordert eine nachhaltige Aufklärung und Einführung von ausreichenden 
Kontrollmechanismen. Es dürfen insbesondere auch zum Schutz der Heimbewohner:innen aber 
auch zum Schutz der Belegschaft keine weiteren Malversationen vorkommen. 
 
 
Der Bürgermeister führt aus, dass der Prüfbericht keine Aussagen zu Mängeln in pflegerischer 
Hinsicht enthält. Die Stimmung der Mitarbeiter hat sich nach dem Austausch der Führung 
merklich verbessert. In vielen persönlichen Gesprächen mit den Angehörigen wird die Betreuung 
der Bewohner:innen gelobt. 
 
Das Aufnahmemanagement und die Priorisierung von Aufnahmen ist Teil der Abschlussarbeiten, 
die die neuen Führungskräfte im Rahmen ihrer Ausbildungen erstellen werden. 
 
Jonas Gapp schlägt eine externe Überprüfung oder eine interne Überprüfung durch die 
Sozialausschüsse vor. 
 
c) Termine: 
 
16.05.2026 16:00 Jungbürger:innenausflug 
18.05.2026 18:30  Überprüfungsausschuss 
21.05.2026  19:00  Bauausschuss (ROK, Masterplan Dorfkernentwicklung) 
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28.05.2026  19:00  Arbeitssitzung GR betreffend ROK (Rückmeldung des Landes zur 
Vorprüfung am 27.04.2026 eingelangt) 

08.06.2026  19:00  Gemeinderatssitzung  
13.07.2026 19:00  Gemeinderatssitzung (mit Beschluss über die Auflage des ROK) 
30.04.2026 19:00 Informationsveranstaltung Bürger:innenbiotope 
07.05.2026 17:00 e5, Kochkurs  
 
d) Schulwegeplan. 

Am 17.4.2026 erfolgte eine Begehung mit dem SV für Verkehrstechnik Dipl.Ing. (FH) Baur 
zur Erstellung des Schulwegplanes. Teilgenommen haben Direktorin Karin Raschner, 2 
Polizisten der PI Lans, GV Othmar Knoflach und der Bürgermeister. Es wurden kritische 
Punkte des Schulweges begangen, die vorher von den Eltern in einer Umfrage bekannt 
gegeben wurden und zu denen Maßnahmen wie Schutzwege oder auch Gehsteige 
gewünscht wurden. Der Schulwegplan soll bis zum Schulstart im Herbst vorliegen und 
betrachtet die derzeitige Verkehrssituation. 

 
e) GV Othmar Knoflach erkundigt sich nach dem Ablauf für die Beschlussfassung des 

Masterplans. Es wird eine letzte Frist von zwei Wochen zur Abgabe von Stellungnahmen 
eingeräumt. Dem Gemeinderat wird dazu nochmals der Masterplan als Word Dokument per 
E-Mail übermittelt. Die Stellungnahmen werden dann in einer Bauausschusssitzung 
abgestimmt. Markus Scheuringer ersucht, dass die erfolgten Änderungen einfach 
nachvollziehbar im Masterplan ersichtlich gemacht werden. 
 
Bei der nächsten Gemeinderatssitzung soll der Grundtausch zwischen Gemeinde und der 
Alpenländischen beschlossen werden. 

 
f) GR Wolfgang Frenzel berichtet, dass bei der Anrainerversammlung zum Projekt Moser 

Wohnbau nicht alle Anrainer verständigt wurden. Er bestätigt, dass eine Beweisaufnahme 
gemacht wurde.  
 
Bei einer Verkehrsverhandlung am Freitag, 24.04.2025 wurde die Baustellenzufahrt 
besprochen und die Straßensperre beim Versetzen eines Kanalschachts. 

 
g) Ulli Umshaus informiert über eine Initiative der Bezirksblätter, um ehrenamtliche Tätigkeit 

besser sichtbar zu machen. 
 
Ende der Sitzung: 22:30 Uhr. 
 
Der Bürgermeister: Der Schriftführer:  
 
Mag. Johannes Piegger eh. Andreas Kirchmair eh. 
 
 
 
Angeschlagen am: 01.07.2026 
Abgenommen am: 16.07.2026 
 


